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1 Textliche Festsetzungen 
 

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Goddelau Süd-West“ – 2. Änderung 
werden für seinen Geltungsbereich die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Be-
bauungsplanes „Gewerbegebiet Goddelau Süd-West“ von 1993 durch die Festsetzungen der 
vorliegenden 2. Änderung ersetzt.  

 
1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 Nr. 1 und 2 sowie Abs. 9 BauNVO) 
 
1.1.1 Im Gewerbegebiet sind die nach § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO allgemein zulässigen Anlagen für 

sportliche Zwecke unzulässig. 
 
1.1.2 Im Gewerbegebiet sind die nach § 8 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Wohnungen 

für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem 
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet 
sind, Anlagen für kirchliche, kulturelle und gesundheitliche Zwecke sowie Vergnügungsstätten 
unzulässig. 

 
1.1.3 Im Gewerbegebiet Nr. 1 sind die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 

Anlagen für soziale Zwecke allgemein zulässig. 
 
1.1.4 Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe unzulässig. Davon ausgenommen sind Ver-

kaufsflächen für die Selbstvermarktung der im Gebiet produzierenden und weiterverarbeiten-
den Betriebe, wenn deren Verkaufsflächen einen untergeordneten Teil der durch das Betriebs-
gebäude der jeweiligen Gewerbebetriebe bebauten Fläche einnehmen. 

 
1.1.5 Im Gewerbegebiet sind alle Arten von Einrichtungen und Betrieben, die auf Darbietungen oder 

Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet sind, unzulässig. 
 
1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
1.2.1 Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO) 
 

Im Gewerbegebiet Nr. 2 darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen von Stellplät-
zen und Nebenanlagen i.S.d. §§ 12 und 14 BauNVO sowie von Lager- und Stellflächen bis zu 
einer maximalen Grundflächenzahl von GRZ = 0,95 überschritten werden. 

 
1.2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 BauNVO) 
 
1.2.2.1 Im Gewerbegebiet beträgt die Traufhöhe maximal 12,0 m und die Gebäudeoberkante maximal 

14,0 m. Der untere Bezugspunkt für die Höhenermittlung ist die Fahrbahnoberkante (Schei-
telpunkt) der Straße An der Riedbahn, gemessen lotrecht vor der Gebäudemitte. Die festge-
setzte maximal zulässige Gebäudeoberkante gilt auch für technische Aufbauten und unterge-
ordnete Bauteile sowie für sonstige bauliche Anlagen im Gewerbegebiet.  

 
1.2.2.2 Innerhalb des Schutzstreifenbereiches der 110-kV-Hochspannungsfreileitung gelten die in der 

nachfolgenden Übersichtskarte angegebenen maximal zulässigen Höhen für Gebäude und 
sonstige bauliche Anlagen in m ü.NN. 
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 Übersichtskarte zur zulässigen Höhenentwicklung im Schutzstreifenbereich 

 
 

1.2.2.3 Die maximal zulässige Höhe von Werbefahnen und Werbeanlagen in Form von Pylonen oder 
Stelen beträgt vorbehaltlich der textlichen Festsetzung 1.2.2.2 zur maximal zulässigen Höhe 
baulicher Anlagen innerhalb des Schutzstreifenbereiches 6,0 m über der Geländeoberkante. 

 
1.3 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

Innerhalb der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft mit dem Entwicklungsziel „Ersatzhabitat für Zauneidechsen“ ist die 
vorgezogene Schaffung eines Ersatzhabitats in der Form eines Steinriegelkomplexes mit ei-
ner Länge von 20 m vorzunehmen. In diesem Bereich ist die Anlage von Sandflächen sowie 
Steinhaufen und -flächen verschiedener Körnung (zum Beispiel 0/300 und 0/800) in Kombina-
tion mit der Anlage von Totholzhaufen und in die Steinhaufen teilweise eingegrabenen Holz-
stämmen oder stärkeren Ästen vorzunehmen. Der Steinriegelkomplex ist regelmäßig so zu 
pflegen, dass ein übermäßiges Überwachsen vermieden wird. Darüber hinaus sind auf der 
Fläche zwei separate Sandlinsen anzulegen. Hierzu ist auf einer Fläche von jeweils 10 m² der 
vorhandene Boden bis zu einer Tiefe von 0,6 m zu entnehmen; die Fläche ist anschließend 
mit Sand in einer Höhe von 0,8 m zu überdecken. Die übrigen Flächen sind durch Beweidung 
oder einmalige Mahd mit Abfahren des Mahdguts offen zu halten. 

 
1.4 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 
 Im Gewerbegebiet sind Pkw-Stellplätze in wasserdurchlässiger Bauweise, z.B. mit weitfugigen 

Pflasterungen, Rasenpflaster, Schotterrasen oder Porenpflaster, zu befestigen. 
 
1.5 Zulässigkeit von Stellplätzen und Nebenanlagen (§ 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO sowie § 23 

Abs. 5 BauNVO) 
 
1.5.1 Stellplätze und Nebenanlagen i.S.d. §§ 12 und 14 BauNVO sind innerhalb und außerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 
1.5.2 Innerhalb der straßenrechtlichen Bauverbotszone sind Werbeanlagen unzulässig. 
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1.6 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB) 

 
1.6.1 Im Gewerbegebiet sind mindestens 80 % der rechnerischen Grundstücksfreiflächen gärtne-

risch oder als natürliche Grünfläche anzulegen und zu unterhalten. Hiervon sind mindestens 
50 % mit einheimischen, standortgerechten Laubbäumen und Laubsträuchern zu bepflanzen. 
Der Bestand sowie die nach den sonstigen Festsetzungen des Bebauungsplanes vorgesehe-
nen Anpflanzungen können zur Anrechnung gebracht werden. 

 
1.6.2 Je fünf Pkw-Stellplätze ist mindestens ein einheimischer, standortgerechter Laubbaum zu 

pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Bei Anpflanzungen außerhalb größerer Grünflächen 
ist eine als Pflanzinsel anzulegende Baumscheibe mit einer Größe von mindestens 4 m² je 
Baum vorzusehen. 

 
1.6.3 Zum Erhalt festgesetzte Laubbäume sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 

Bei Abgang sind gleichartige Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Hierbei ist eine Verschiebung 
der Baumpflanzungen von bis zu 10 m gegenüber den zeichnerisch festgesetzten Standorten 
zulässig. 

 
1.7 Zuordnung von Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich (§ 9 Abs. 1a BauGB) 
 

Den durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffen in Natur und Landschaft werden als 
Ausgleich 30.602 Punkte aus der Ökokontomaßnahme 13Rie „Grünlandeinsaat Auf den Land-
graben“ (Gemarkung Crumstadt, Flur 9, Flurstück 30/1 teilweise) zugeordnet. 

 
 
 
2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften  
 (Satzung gemäß § 91 Abs. 1 und 3 HBO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB) 
 
2.1 Werbeanlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 
 

Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht sowie Lichtwerbung greller 
Farbgebung sind unzulässig. Werbeanlagen an Gebäuden dürfen die jeweilige Gebäudeober-
kante nicht überschreiten. Bei der Errichtung von Werbeanlagen in Richtung der Kreisstraße 
K 156 ist sicherzustellen, dass eine Beeinträchtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs auf der Kreisstraße, z.B. durch Blendwirkungen, ausgeschlossen wird. 

 
2.2 Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 
 

Entlang der Straße An der Riedbahn und der Römerstraße sind ausschließlich offene Einfrie-
dungen, z.B. aus Drahtgeflecht, Stabgitter oder Streckmetall, bis zu einer Höhe von maximal 
2,5 m über der Geländeoberkante sowie heimische Laubhecken als Einfriedung zulässig. 

 
 
 
3 Hinweise, Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen 
 
3.1 Stellplatzsatzung 
 

Auf die Stellplatzsatzung der Stadt Riedstadt wird hingewiesen. Es gilt jeweils die zum Zeit-
punkt der Bauantragstellung wirksame Fassung. 
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3.2 Bodendenkmäler 
 

Werden bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt, so ist dies dem Landesamt für Denkmal-
pflege Hessen (hessenArchäologie) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich 
anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige 
im unveränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung 
des Fundes zu schützen (§ 21 HDSchG). 

 
3.3 Kampfmittelbelastung 
 
3.3.1 Das Plangebiet (Plankarte 1) befindet sich in einem Teilbereich von ehemaligen Flak-Stellun-

gen. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausge-
gangen werden. Eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel) ist daher vor 
Beginn der geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf den 
Grundstücksflächen erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden. Hier-
bei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme erfolgen. Auf den in der Begrün-
dung zum Bebauungsplan enthaltenen Lageplan zu den Verdachtsflächen wird hingewiesen. 

 
3.3.2 Das Plangebiet (Plankarte 2) befindet sich in einem ehemaligen Bombenabwurfgebiet. Zudem 

befanden sich in diesem Bereich Schützengräben. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf 
solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen werden. In den Bereichen, in denen durch 
Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von 
mindestens 5 m durchgeführt wurden, sind keine Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. 
Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel) 
vor Beginn der geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf 
den Grundstücksflächen bis in einer Tiefe von 5 m (ab GOK II. WK) erforderlich, auf denen 
bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden. Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte Da-
tenaufnahme erfolgen. Sofern die Fläche, z.B. wegen Auffüllungen, Versiegelungen oder 
sonstigen magnetischen Anomalien nicht sondierfähig sein sollte, sind aus Sicherheitsgrün-
den weitere Kampfmittelräummaßnahmen vor bodeneingreifenden Bauarbeiten erforderlich. 

 
3.4 Grundwasser und Grundwasserbewirtschaftungsplan Hessisches Ried 
 
3.4.1 Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des „Grundwasserbewirtschaftungsplanes Hessisches 

Ried“. Im Einzelnen sind die Vorgaben des Grundwasserbewirtschaftungsplanes Hessisches 
Ried, mit Datum vom 09.04.1999 festgestellt und veröffentlicht im Staatsanzeiger für das Land 
Hessen (StAnz. 21/1999, S. 1659) mit Ergänzung vom 17.07.2006 (StAnz. 31/2006, S. 1704) 
zu beachten. Bereits jetzt ist mit oberflächennahem Grundwasser zu rechnen, was bei der 
baulichen Einbindung der Gebäude in den Untergrund zu berücksichtigen ist (insbesondere 
Auftriebssicherheit und Schutz vor Vernässung). 

 
3.4.2 Vom Planungsträger sind die sehr hohen und stark schwankenden Grundwasserstände zu 

beachten. Insbesondere im Hinblick einer Vermeidung von Gebäudeschäden sind bei der 
Standortwahl und der Bauweise die Gefahren durch grundwasserbedingte Setzungen infolge 
Austrocknung und Schrumpfung von Bodenschichten mit setzungsempfindlichen organischen 
Bestandteilen oder Vernässungen durch zu hohe Grundwasserstände zu berücksichtigen. Zur 
Vermeidung von Setzrissschäden bzw. Vernässungsschäden sind die minimalen und maxi-
malen Grundwasserflurabstände zu berücksichtigen. Die Bemessungsgrundwasserstände lie-
gen der Stadt Riedstadt vor. Auf die gegebenenfalls erforderlichen baulichen Vorkehrungen, 
wie z.B. Vorgaben zur maximalen Einbindetiefe von Gebäuden oder spezielle Gründungs-
maßnahmen, wird hingewiesen. Das Plangebiet wird daher gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 
als vernässungsgefährdetes Gebiet mit sehr hohen Grundwasserständen (Grundwasserflur-
abstände 2-3 m) gekennzeichnet. 
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3.5 Risiko-Überschwemmungsgebiet des Rheins 
 
 Das Plangebiet liegt im überschwemmungsgefährdeten Gebiet (Risiko-Überschwemmungs-

gebiet) des Rheins, welches bei Überschreitung des Bemessungshochwassers oder bei Ver-
sagen von Deichen oder vergleichbaren öffentlichen Hochwasserschutzeinrichtungen über-
schwemmt werden kann. In diesen Gebieten sind bei Sanierung und Neubau von Objekten 
Vorkehrungen zu treffen, und, soweit erforderlich, bautechnische Maßnahmen vorzunehmen, 
um den Eintrag von wassergefährdenden Stoffen bei Überschwemmungen entsprechend dem 
Stand der Technik zu verringern. Das Plangebiet wird daher gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 
als Risiko-Überschwemmungsgebiet gekennzeichnet. 

 
3.6 Verwertung und Versickerung von Niederschlagswasser 
 
3.6.1 Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation 

ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder 
wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche 
Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG). 

 
3.6.2 Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwer-

tet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen (§ 
37 Abs. 4 Satz 1 HWG). 

 
3.6.3 Sofern eine Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser geplant 

sein sollte, ist eine qualitative Beeinträchtigung des Grundwassers durch die Versickerung 
auszuschließen. Das Arbeitsblatt DWA-A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur 
Versickerung von Niederschlagswasser“ sowie das Merkblatt DWA-M 153 „Handlungsemp-
fehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ sind zu beachten. Zudem sollte bei einer Versi-
ckerung von Niederschlagswasser die Mächtigkeit des Sickerraums, bezogen auf den höchst 
gemessen Grundwasserstand, mindestens 1 m betragen. 

 
3.7 Bodenverunreinigungen 
 

Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische 
Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht ei-
ner schädlichen Bodenverunreinigung begründen, sind diese umgehend der zuständigen Be-
hörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, 
Dezernat IV/Da 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein Fachgutachter in Alt-
lastenfragen hinzuzuziehen. Schädliche Bodenverunreinigungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bun-
des-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die ge-
eignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen 
oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 

 
3.8 Bauverbotszone und Zulässigkeit von baulichen Anlagen  
 
 Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Orts-

durchfahrt dürfen längs der Kreisstraßen gemäß § 23 Abs. 1 HStrG 
 

1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten Fahrbahn, 

2. bauliche Anlagen jeglicher Art, die über Zufahrten an Landesstraßen unmittelbar oder mit-
telbar angeschlossen werden sollen, 

 
 nicht errichtet werden. Dies gilt für Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs ent-

sprechend. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 
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3.9 Oberirdische Versorgungsleitung 
 

Das Plangebiet wird vom Verlauf einer 110-kV-Hochspannungsfreileitung (Goddelau-Biebes-
heim) der Mainzer Netze GmbH, Rheinallee 41, 55118 Mainz, mit einer beidseitigen Schutz-
zone von 20 m gequert. Es wird darauf hingewiesen, dass sofern für die Erstellung von Ge-
bäuden, die im Bereich des Schutzstreifens (je 20,0 m links und rechts der Leitungsachse) 
geplant sind, Bauanträge gestellt werden, diese vor behördlicher Genehmigung der Mainzer 
Netze GmbH zwecks Prüfung und Freigabe vorzulegen sind. Vor Aufstellung von Baumaschi-
nen innerhalb des Schutzstreifens oder solchen, deren Schwenkbereich in den Schutzstreifen 
hineinragen, ist die Mainzer Netze GmbH über Höhe und Art zwecks Freigabe zu informieren. 
Die Einhaltung aller einschlägigen EN-, DIN-, VDE- und Unfallverhütungsvorschriften sowie 
die Vorschriften zur Lagerung brennbarer Flüssigkeiten sind bei geplanten Maßnahmen zu 
beachten. 

 
3.10 Artenschutzrechtliche Vorgaben und Hinweise 
 
3.10.1 Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) sind zu beachten. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 13 
und 14 BNatSchG) sind insbesondere, 

  
a) Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten geschütz-

ter Vogelarten führen können, außerhalb der Brutzeit durchzuführen, 
b) Bestandsgebäude vor Durchführung von Bau- oder Änderungsmaßnahmen daraufhin zu 

kontrollieren, ob geschützte Tierarten anwesend sind, 
c) Gehölzrückschnitte und -rodungen außerhalb der Brut- und Setzzeit (01.03. bis 30.09.) 

durchzuführen, 
d) Baumhöhlen und Gebäude außerhalb der Brutzeit (01.03. bis 30.09.) vor Beginn von Ro-

dungs- oder Abrissarbeiten durch einen Fachgutachter auf überwinternde Arten zu über-
prüfen. 

 
 Bei abweichender Vorgehensweise ist die Untere Naturschutzbehörde vorab zu informieren. 

Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahme nach § 45 
Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde 
zu beantragen. 

 
3.10.2 Die artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme für die Zauneidechse ist gemäß § 44 Abs. 5 

BNatSchG als vorlaufende Maßnahme umzusetzen, d.h. sie muss zum Zeitpunkt des Eingriffs 
in die entsprechenden Lebensräume soweit entwickelt sein, dass sie für die betreffende Art 
als Ersatzlebensraum dienen kann. Die im Eingriffsbereich (Baugebiet) vorhandenen Zau-
neidechsen sind in das zuvor vorbereitete Ausgleichshabitat innerhalb der Fläche für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit 
dem Entwicklungsziel „Ersatzhabitat für Zauneidechsen“ umzusiedeln. Eine Umsiedlung ist 
nur im Zeitraum von April bis Mai oder von August bis Ende September möglich. Die Herstel-
lung des Reptilienhabitats ist durch eine qualifizierte Person zu begleiten (artenschutzrechtli-
che Baubegleitung). Tiefbauarbeiten im Eingriffsbereich (Baugebiet) sind zu Beginn durch 
eine qualifizierte Person zu begleiten (artenschutzrechtliche Baubegleitung); gegebenenfalls 
ist eine Sicherung des Baugebietes zur Verhinderung einer Rückwanderung von Zauneidech-
sen durch eine temporäre und überkletterungssichere Einwanderungsbarriere erforderlich. Im 
Bereich der stark versiegelten Flächen (stark verdichtete Schotterflächen, gepflasterte Flä-
chen) besteht ganzjährig kein Tötungsrisiko. 

 
3.10.3 Wegfallende Ruhe- und Fortpflanzungsstätten des Haussperlings sind durch das Anbringen 

von mindestens drei geeigneten Nistkästen an Gebäudefassaden im Plangebiet auszuglei-
chen. 

 
  



Stadt Riedstadt, Stadtteil Goddelau: Bebauungsplan „Gewerbegebiet Goddelau Süd-West“ – 2. Änderung 8 

Planungsbüro Fischer, 35435 Wettenberg  03/2020 

3.11 Artenauswahl 
 

Artenliste 1 (Bäume*): 
 
Acer campestre  - Feldahorn  Sorbus aria/intermedia - Mehlbeere 
Acer platanoides  - Spitzahorn  Tilia cordata  - Winterlinde 
Acer pseudoplatanus  - Bergahorn  Tilia platyphyllos  - Sommerlinde 
Carpinus betulus  - Hainbuche  Obstbäume (H., v., 8-10): 
Fraxinus excelsior  - Esche   Malus domestica  - Apfel 
Prunus avium  - Vogelkirsche  Prunus avium  - Kulturkirsche 
Prunus padus  - Traubenkirsche  Prunus cerasus  - Sauerkirsche 
Quercus robur  - Stieleiche  Pyrus communis  - Birne 
Quercus petraea  - Traubeneiche  Prunus div. spec.  - Kirsche, Pflaume 
Sorbus aucuparia  - Eberesche  Pyrus pyraster  - Wildbirne 
 

 *Die Verwendung von Sorten und Zierformen ist zulässig. 
  

Artenliste 2 (Sträucher): 
  

 Cornus sanguinea  - Roter Hartriegel  Ribes div. spec.  - Beerensträucher 
 Corylus avellana  - Hasel   Rosa canina  - Hundsrose 
 Crataegus monogyna - Weißdorn  Sambucus nigra  - Schw. Holunder 
 Crataegus laevigata     Salix caprea  - Salweide 
 Lonicera xylosteum  - Heckenkirsche  Viburnum lantana  - Woll. Schneeball 
 Malus sylvestris  - Wildapfel  Buxus sempervirens - Buchsbaum 
 Amelanchier ovalis   - Gemeine Felsenbirne Ligustrum vulgare - Liguster 
 Crataegus curvisepala - Weißdorn  Lonicera xylosteum - Heckenkirsche 
 Euonimus europaea  - Pfaffenhütchen  Lonicera caerulea 
 Frangula alnus  - Faulbaum  Rhamnus cathartica - Kreuzdorn 
 Genista tinctoria  - Färberginster  Salix purpurea  - Purpurweide 
 Viburnum opulus  - Gem. Schneeball   

  
Artenliste 3 (Ziersträucher und Kleinbäume): 

  
Amelanchier div. spec. - Felsenbirne  Lonicera nigra  - Heckenkirsche 
Calluna vulgaris  - Heidekraut  Lonicera caprifolium - Gartengeißblatt 
Chaenomeles div. spec. - Zierquitte  Lonicera periclymenum - Waldgeißblatt 
Cornus florida  - Blumenhartriegel Magnolia div. spec. - Magnolie 
Cornus mas   - Kornelkirsche  Malus div. spec.  - Zierapfel 
Deutzia div. spec.  - Deutzie  Philadelphus div. spec. - Falscher Jasmin 
Forsythia x intermedia - Forsythie  Rosa div. spec.  - Rosen 
Hamamelis mollis  - Zaubernuss  Spiraea div. spec. - Spiere 
Hydrangea macrophylla - Hortensie  Weigela div. spec. - Weigelia 

  
Auf die Grenzabstände für Pflanzungen gemäß §§ 38-40 Hessisches Nachbarrechtsgesetz 
wird hingewiesen. 


